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Veilage VII .

Hinweis auf das Vorgehen Frankreichs .

In Frankreich haben bekanntlich die drohenden Zuſtände der Gebirgsgründe ,

welche die dortige Weidewirthſchaft im Gefolge gehabt hat , zu einer Reihe geſetz —

geberiſcher Maßnahmen geführt und die hiebei gewonnenen Geſichtspunkte dürften

für das dieſſeitige Vorgehen von Werth ſein .
Wir geben daher im Folgenden einen Ueberblick über die Entwickelung der

betreffenden Geſetzgebung und über die bisher erzielten Erfolge nach dem v .

Seckendorf ' ſchen Buche über : „ Verbauung der Wildbäche , Aufforſtung und Be —

raſung der Gebirgsgründe “ .

Hiernach war die Frage dort ſchon in den 40er und 50er Jahren eine bren —

nende geworden , insbeſondere weil die geologiſche Beſchaffenheit eines Theils der

Weidbezirke ) — Liasmergel , Tertiärſchiefer ( Flyſch ) , Neokom , Gyps und

Thonbänke — das Entſtehen von Wildbächen , furchtbaren Muhrgängen , Ab —

rutſchungen , Unterwaſchungen ꝛc. in hohem Grade begünſtigte . Surell hatte im

Jahr 1841 den Vorſchlag gemacht : „die Wildbäche einer Verbauung entgegen

zu führen , die durch unvernünftige Entholzung und maßlos ausgeübte Weide —

nutzung herabgekommenen Gebirge neu aufzuforſten , die Weidgründe aber einer

Regulirung zu unterziehen “. Allein erſt die Ueberſchwemmungen des Jahres

1856 gaben den Anſtoß zur Schaffung eines darauf bezüglichen erſten Geſetzes
vom 28 . Juli 1860 .

Durch daſſelbe „ wurde dem Staate zu Zwecken der Aufforſtung das Recht

einer bedingten Expropriation ſowohl Privaten als Gemeinden gegenüber ein —

geräumt , außerdem die Befugniß , Beſitzern , deren Gründe auf der Höhe oder

auf den Abhängen der Gebirge gelegen ſind , Subventionen zu leiſten “.

„ Dabei wurden alle jene Arbeiten als obligatoriſch erklärt , welche wegen

Beſchaffenheit des Bodens oder wegen der Gefahren , welche für tiefer liegende

Gründe entſtehen , mit Rückſicht auf das allgemeine Wohl Erforderniß ſind . “

( Seckendorf Seite 3. )

) Die Maßregeln erſtrecken ſich auf die Departements : Isère , Loire , Rhöne , Ariège und

Haute - Garonne , Basses - Pyrénées , Aude und Pyrénées - Orientales , Gard , Hérault , Lozère , Savoie ,

Ardéche , Dröme , Haute - Loire , Alpes maritimes , Basses - Alpes und Hautes - Alpes .
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„ Die Eigenthümer konnten innerhalb einer gewiſſen Reihe von Jahren die

Wiedereinſetzung in ihr Grundſtück gegen Rückerſtattung der Expropriationsſumme
und Kulturkoſten oder gegen Abtretung der Hälfte ihres Grundſtückes beanſpruchen . “

Die Durchführung dieſes Geſetzes ſtieß auf große Schwierigkeiten , insbe —

ſondere in Folge des lebhaften Widerſtandes der betreffenden Eigenthümer , ſo

daß das mildernde Geſetz vom 8. Juni 1864 geſchaffen wurde , wonach an Stelle

der zwangsweiſen Aufforſtung unter Umſtänden ganz oder theilweiſe die Beraſung
treten konnte . ( Seite 5 Seckendorf . ) „ Auch begnügte man ſich mit minderen

Gegenleiſtungen der Grundbeſitzer zur Wiedererlanguug ihrer von Staatswegen

beraſten Grundſtücke . “

Wie jedoch in der Folge die Erfahrung zeigte , war einestheils die Beraſung
gefährdeter Flächen nicht im Stande , die Bildung von Wildwäſſern zu verhindern ,
indem der Erfolg der Beraſung den der Aufforſtung lange nicht erreichte , und

anderntheils wurde durch dieſes Geſetz nichts für die Erhaltung und Verbeſſerung
in Ausartung begriffener Weiden gethan ; die urſprünglichen Eigenthümer konnten

nach Erfüllung gewiſſer Bedingungen wieder in den Beſitz der neu beraſten

Flächen treten , was natürlich dieſelben dem Ruine nochmals entgegen führen muß .

Seckendorf citirt Seite 6 folgende Bemerkung Marchands : „ Die Geſetze der

Jahre 1860 und 1864 beſchäftigen ſich blos mit den Flächen , auf welchen die

Verwüſtung ſchon einen hohen Grad erreicht hat , ſie wollen dem Uebel abhelfen ,
aber ſie vernachläſſigen gänzlich ſeine Urſachen . . . Es wäre unlogiſch , Arbeiten

fortzuſetzen , welche die Weideplätze beſchränken und demnach zur Folge haben ,

daß die Verwüſtung der anderen Theile durch Ueberladung mit Vieh beſchleunigt

wird . “

Wie wenig die Beraſung im Stande iſt , verheerenden Hochwaſſern vorzu —

beugen , zeigt beiſpielsweiſe die Kataſtrophe in dem Perimeter des Sanieres .

( Seckendorf Seite 95 ) . „Obgleich hier eine Fläche von 407 ha für die Auf —

forſtung beſtimmt war , ſchied man doch , dem Wunſche der Bevölkerung nach —

gebend , nachträglich 353 ha im Sinne des Geſetzes vom Jahre 1864 als für die

Beraſung geeignet aus . “

„ Die Beraſung der in Bann gelegten Flächen ſchritt recht ſchnell vor ſich . “

„ Mit Stolz wieſen die Anhänger des Beraſungsgeſetzes auf die ſchönen ,

durch die Staatsforſtverwaltung geſchaffenen Weidegründe hin . “

„ Im Jahre 1866 konnten die Arbeiten als beendet angeſehen werden . Die

kleinen Sperren aus Trockenmauerwerk hatten ſich ſchnell hinterfüllt und bei den

nicht unbedeutenden Muhrgängen der Jahre 1866 und 1867 Proben ihrer

Feſtigkeit geliefert . “

„ Am 24 . Juli 1868 ging über das Sammelgebiet eines jener furchtbaren

Gewitter , verbunden mit Hagelſchlag , nieder , wie ſie den dortigen Gegenden

eigenthümlich ſind ; der im Nu mit Waſſer geſättigte Raſen vermochte dem herab —

ſtürzenden Waſſer keinen Widerſtand entgegen zu ſetzen , der Bach ſchwoll rapid

an , Ufereinſtürze , verbunden mit ausgedehnten Abrutſchungen , erfolgten , ein großer

Theil der Sperren verſchwand und die ins Thal gelangte Muhre legte ein nur

zu beredtes Zeugniß dafür ab , daß mit der Beraſung und Errichtung einzelner
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zerſtreut aufgerichteter Sperren eine Unſchädlichkeit der Wildbäche nicht zu

erreichen iſt . “

Seite 98 : — „ Das 370 ba große Aufnahmsbecken des Wildbaches von

Bourget , welches zu jener Zeit bereits verbaut , bezw . deſſen Aufforſtung ſo ziem⸗
lich vollendet war , und welches in der unmittelbarſten Nähe des Gebietes

Saniores liegt , nahm während des gleichen Gewitters eine Waſſermenge von

85630 obm pro Stunde auf .

Hier hat nicht der geringſte Muhrgang ſtattgefunden , ſondern lediglich eine

Waſſeranſchwellung , welche fünfmal länger , als die im Wildbach von Sanidres 9
gedauert hat . “

So führte die Erkenntniß dieſer verſchiedenen Mängel zum neueſten Geſetze
vom April 1882 . Daſſelbe organiſirt zwei Gattungen von Maßnahmen :

1. ſolche zur „Wiederherſtellung “ und

2. ſolche zur „ Erhaltung “ der Produktivität der Gebirgsgründe .
Die Generalinſtruktion beſtimmt ( Seite 254 ) : „ die Wiederherſtellun gs⸗

arbeiten können entweder obligatoriſche oder fakultative ſein “.

„ Sie ſind obligatoriſche , wenn ſie als im allgemeinen Intereſſe gelegen
erklärt wurden , und ſie ſind in dieſem Falle von der Staatsverwaltung ſelbſt
oder unter Kontrole derſelben auf jenen Gebirgsgründen zur Ausführung zu

bringen , auf welche das Geſetz betreffend die Expropriation aus Rückſicht für
die öffentliche Nützlichkeit anwendbar iſt . “

„ Im andern Fall ſind die Arbeiten fakultative ; letztere werden von den

Eigenthümern der Gebirgsgründe ſelbſt unter Kontrole und Ueberwachung der

Staatsforſtbeamten ausgeführt . Vom Staate können zu dieſem Zwecke Unter —

ſtützungen entweder in Geld , Materialien oder in Form von Arbeitsleiſtungen
gewährt werden . “

Die Arbeiten dieſer Art beſtehen faſt ausſchließlich in Aufforſtungen
und Verbauungen und nur auf den ſanfteren Hängen der Weidenregion
auch in künſtlichen Beraſungen , weil ſich gezeigt hat , daß nur hier von der

letzteren ein Vortheil zu verſprechen iſt . ( Seite 46. )

Die neu geſchaffenen Wälder genießen 30jährige Steuerfreiheit ; Note IV .

Art . 11 Seite 253) .

Die Erhaltungsmaßregeln beſtehen :
l . in der Bannlegung der Gebirgsgründe , welches auch immer

der Rechtstitel der Eigenthümer ſein möge ,
2. in der geſetzlichen Regelung der Gemeindeweiden .

Die Bannlegung hat im Verordnungswege zu geſchehen und ſind die auf

ſo in Bann gelegten Gebieten begangenen Frevel ſo aufzufaſſen und zu ahnden ,
als ob ſie auf dem Staatsforſtbetrieb unterſtellten Wäldern begangen worden

wären . ( Note V. Einleitung . Seite 254. )
„ In den in Bann zu legenden Perimeter ſind nur diejenigen Parzellen ein —

zubeziehen , deren Verwüſtung nicht durch die einfache Weideregulirung vorgebeugt

) Nach den Niederſchlagsbeobachtungen nahm das letztere Gebiet 87680 ebm pro Stunde auf .
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werden könnte und welche folglich einer Ruhezeit unumgänglich bedürfen . “

( Artikel 238 Seite 287 . )

Die Zeitdauer der Bannlegung darf 10 Jahre nicht überſchreiten . Die da —

durch betroffenen Parteien haben für die Entziehung der Nutzung während des

betreffenden Zeitraumes Anſpruch auf Entſchädigung . ( Abſchnitt 2 Artikel 250

Seite 289 . )

Man rechtfertigte die Gewährung reichlicher Staatszuſchüſſe durch die That —

ſache , daß , Aufforſtungsarbeiten ꝛe . im Hochgebirge auch den Bewohnern der

Ebene durch Verminderung der Ueberſchwemmungsgefahr zu gut kommt .

Nachdem ſich noch in neuerer Zeit erwieſen hat , daß die Bannlegung für

ſich allein nicht genügt , „eine ſtark herabgekommene Weide wieder in den alten

Stand zu ſetzen , ſo wird eine künſtliche Beraſung durch Ausſaat von Gras —

ſämereien mit Untermiſchung von Eſparſette vorgenommen “ .

„ Auch hier liefert dieſe koſtbare Pflanze , gleich wie in den Aufforſtungs —

bezirken den übrigen Gewächſen entſprechenden Schutz gegen atmoſphäriſche Ein —

flüſſe . “ ( Seite 46 , Seckendorf . )

Die Regulirung des Weidebetriebs ſoll dadurch erreicht werden ,

daß die in Frage kommenden Gemeinden vor dem 1. Januar jeden Jahres dem

Departementspräfekte neine Weideordnung vorzulegen haben , welche die Beſchaffen —

heit und die Grenzen der der Viehweide unterworfenen Gemeindegründe , die ver —

ſchiedenen Arten der Weidethiere , ſowie die Kopfanzahl , den Beginn und das

Ende des Weidganges , ſowie alle anderen auf die Weide bezüglichen Umſtände

zu enthalten hat . “ ( Artikel 12 Seite 11. )

„ Wenn die Gemeinden nach Ablauf der feſtgeſetzten Friſt die mit vor —

ſtehendem Artikel vorgeſchriebene Weideordnung dem Präfekten nicht zur Geneh —

migung vorgelegt haben , iſt dieſelbe durch den Präfekten von Amtswegen ent —

werfen zu laſſen und zwar auf Grundlage des Gutachtens einer Spezial —

kommiſſion , die aus dem Generalſekretär oder dem Unterpräfekten , einem General —

rath und dem älteſten Kreisrath , einem Delegirten des Gemeinderaths und den

Forſtbeamten zu beſtehen hat . “

„ In gleicher Weiſe iſt vorzugehen , wenn die Gemeinden ſich nicht entſchließen

können , den von der Regierung getroffenen Abänderungen ihres vorgelegten

Regulirungsplanes zuzuſtimmen . “ ( Artikel 13. )

Die Verletzungen der vorſtehenden Artikel werden auf Grund des Straf —

geſetzes geahndet . ( Artikel 15. )
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